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VI ZR 107/60
V e r k ü n d e  t 
am 21e Februar 1961 
Kriegl, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Artur N( 
straßc A ,

Klagers, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr.

Bef®-

g e g e n
Io) die E( ___vertreten durch den Vorstand
2o) den Diplo-Ing. Dr. Hartmut A:

Aktiengesellschaft, D(

iweg
Beklagten, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter; Rechtsanwalt Dr.

hat der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 21. Februar 1961 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Engels und der Bundesrichter Hanebeck 
Dr. Bode, Dr. Hauß und Dr. pfretzschner

für Recht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
1o Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf 
vom 25. Februar I960 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision werden dem Kläger auf- 
erlegt.

Von Rechts wegen
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Der Beklagte Dr. A r f l ^  fuhr am 27. Oktober 1956 gegen 
' 11.55 Uhr mit dem Opel-Kapitän der beklagten Aktiengesellschaft,

deren Vorstand er angehört, über die Autobahn bei O Q B H H I K  
in Eichtling Er befuhr die Überholfahrbahn und geriet in

| Höhe des Kilometersteins ^^,1 über den Mittelstreifen auf die 
Gegenbahn. Dort stieß er mit dem Mercedes 300 b des Klägers 
zusammen, der von kommend in Eichtung D o f l H ^  fuhr
und ebenfalls die Überholfahrbahn benutzte. Beide Fahrzeuge 
wurden erheblich beschädigt; ihre Insassen wurden verletzt.

Der Kläger hat vorgetragen: Der Magen der Beklagten. sei 
 ̂ mehrere 100 m in Schlangenlinie gefahren und plötzlich über den 

Mittelstreifen direkt auf ihn zugerast. Er, der Kläger, habe 
sofort scharf gebremst. Da auf der rechten Fahrbahn eine 
Fahrzeugkolonne gefahren sei, habe er nicht ausweichen können.

Mit der Klage hat der Kläger von den Beklagten 51.889,16 DM 
Schadensersatz {Verdienstauefall, Kosten:der Heilbehandlung, 
Sachschaden) und ein angemessenes Schmerzensgeld verlangt. Fer­
ner hat er die Feststellung begehrt, daß die Beklagten als Ge­
samtschuldner verpflichtet seien, ihm den noch entstehenden 

, weiteren Schaden aus dem Unfall zu ersetzen.

Die Beklagten haben um Abweisiu^ de^. Klage gebeten und 
geltend gemacht: Der Unfall sei für sie ein unabwendbares Er­
eignis gewesen. Dr. a habe eine Kolonne von mehreren 
Fahrzeugen vorsichtig mit einer: Geschwindigkeit von 90 km/st 
überholt. Als er sich mit der Spitze seined Wagens neben dem 
Anhänger eines in dieser Kolonne fahrenden Lastzuges befunden 
habe, sei dieser Lastzug plötzlich zum Überholen nach links

(
ii

. .



- 3 -

ausgeschert. Dr. A r h a b e  sofort gebremst« Der Anhänger des 
Lastzuges sei nach links geschleudert und habe den Opelwagen 
gestreift« Dadurch sei dieser ins Schleudern und dann auf die 
Gegenfahrbahn geraten«

Das Landgericht hat die Zahlungsansprüche des Klägers 
dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und dem Feststel- 
lungsantrage stattgegeben« Das Oberlandesgericht hat den An­
spruch des Klägers auf Zahlung von 51«889,16 DM Schadensersatz 
nur im Rahmen des Straßenverkehrsgesetzes in der Fassung vom 
19. Dezember 1952 dem Grunde nach bejaht und auch in dem fest­
stellenden Teil seines Urteils die Schadensersatzpflicht der Be­
klagten auf die Haftungsgrenzen des Straßenverkehrsgesetzes 
in seiner früheren Fassung beschränkt« Im übrigen hat es die 
Klage abgewiesen«

Mit der Revision erstrebt der Kläger die Wiederherstel­
lung des landgerichtlichen Urteils. Die Beklagten beantragen, 
die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

I« Das Berufungsgericht hält nicht für bewiesen, daß 
den Beklagten Dr» A r d P  ein Verschulden an dem Unfall trifft« 
Da er mit seinem Wagen über den Grünstreifen der Autobahn hin­
weg bis in die Gegenfahrbahn hinein geraten sei, spreche zwar 
der erste Anschein gegen ihn (Urteil des BGH vom 19«. November 
1957 - VI ZR 122/57 - VRS 14, 92 Nr« 31 - VersR 1958, 91). 
Diesem Anscheinsbeweis sei jedoch der Boden entzogen, denn es 
seien Umstände bewiesen, aus denen sich die ernsthafte Mög-
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lichkeit ergebe, daß der Opelwagen ohne ein schuldhaftes Ver­
halten seines Fahrers über den Grünstreifen geraten sei«.
Das Berufungsgericht hat die Überzeugung gewonnen, daß der 
Opelwagen der Beklagten, bevor er auf den Grünstreifen geriet, 
mit einem Lastzug in Berührung gekommen ist, der kurz vor ihm 
aus der rechten Fahrbahn auf die Uberholbahn herüberwechselte. 
Ferner hat es ebenso wie der Sachverständige Dipl »Ingo 
aus den festgestellten Spuren, im besonderen aus dem gerad­
linigen Verlauf der Bremsspur des Opelwagens gefolgert, daß 
die Schleuderbewegung dieses Wagens erst durch die Berührung 
mit dem Lastzuganhänger ausgelöst worden ist« Geht man hiervon 
aus, so besteht die ernsthafte Möglichkeit, daß eine andere 
Ursache als ein schuldhaftes Verhalten des Beklagten Dr. A r ^ B  
zu dem Unfall geführt hat. Daher ist die Ansicht des Beru­
fungsgerichts zu billigen, daß der Anscheinsbeweis ausgeräumt 
und es somit Aufgabe des Klägers ist, ein Verschulden des 
Dr«, zu beweisen.

Die Revision versucht vergeblich, diesen die Beweialast 
klärenden Ausgangspunkt des Berufungsurteils zu erschüttern«

Io) Zu Unrecht macht sie geltend, das Berufungsgericht 
habe-zur Entkräftung des Anscheinsbeweises die eigene Dar­
stellung der Beklagten genügen lassen* Aus den Entschei­
dungsgründen des angefochtenen Urteils ergibt sich, daß das 
Berufungsgericht seine Feststellungen in erster Linie auf Grund 
der Beschädigungen getroffen hat, die an der rechten oberen 
Dachseite des Opelwagens festgestellt worden sind. Die dort 
befindliche Zierleiste zeigt eine Reihe von Kratzern und deut­
liche Spuren grüner Farbe. Ferner hat das Berufungsgericht den 
Aussagen der Polizeibeamten P a ^ H ^  und entnommen, daß
der Lastzug, den Dr. ArflS überholen wollte, einen grünen An-
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strich hatte• Die Polizeibeamten hatten mit ihrem Streifenwa­
gen diesen Lastzug gerade überholt und wollten ihn anhalten, 
weil sein Anhänger nicht in der Spur des Maschinem/agens, son­
dern links von ihm liefo Polizeihauptwachtmeister P a ^ ^ ^ i  
hat beobachtet, daß der Lastzug nach links auf die Uberholbahn 
zog, als der Opelwagen der Beklagten mit großer Geschwindigkeit 
herankam, und daß dieser Wagen beim Versuch, den Lastzug zu 
überholen, ins Schleudern und auf die Gegenbahn geriet» Schließ­
lich hat das Berufungsgericht auch das Ergebnis der mikrosko­
pischen Untersuchung der Zierleiste, aus der sich ergibt, daß 
der Opelwagen von hinten nach vorne gestreift worden ist, und 
die festgestellten Spuren bei seiner Beweiswürdigung verwertet» 
Wenn es nach all dem in den für die Ausräumung des Anscheins- 
beweises wesentlichen Punkten den Angaben der Beklagten Glauben 
geschenkt hat, so hält es sich damit im Rahmen der ihm zuste- 
hendon freien richterlichen Beweiswürdigung (§ 286 ZPO).

2») Daß Dr. A r ^ | ^  bei dem Unfall eine schwere Gehirner­
schütterung erlitten hat, schließt entgegen der Ansicht der Re­
vision nicht aus, daß er sich noch an die Vorgänge erinnern 
kann, die zu dem Unfall geführt haben. Das Berufungsgericht 
hat Dr. als Partei vernommen und einen persönlichen Ein­
druck von ihm gewonnen. Es war nicht verpflichtet, einen Sachve 
ständigen darüber zu hören, ob und wieweit das Erinnerungsver­
mögen des Dr. Arfl^ durch die schwere Gehirnerschütterung be­
einträchtigt worden ist. Hierzu bestand umso weniger Anlaß, als 
die Angaben, die Dr. Ax^|^ bei seiner Vernehmung gemacht hat, 
jedenfalls insoweit weitgehend durch andere Beweismittel be­
stätigt worden sind, als sie für die Ausräumung des Anscheins­
beweises von Bedeutung sind.

3.) Die Aussage des Zeugen der Opelwagen sei auf
einer Strecke von etwa 300 m in Schlangenlinie gefahren, hat

m
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das Berufungsgericht nicht übersehen» Es hat ihr keine Beweis­
kraft beigemessen, weil sie in Widerspruch zu den Spuren steht, 
die Polizeimeister T 0 ^  festgestellt und in die »polizeiliche 
Skizze eingezeichnet hat» Nach seiner Aussage verlief die Brems­
spur des Opelwagens bis zu der Stelle, an der sie nach links 
zum Grünstreifen hin abbog, gradiinig und parallel zum Grün­
streifen» Das Berufungsgericht hat auf Grund dieses gradlini­
gen Spurenverlaufs die Überzeugung gewonnen, daß die Schleuder- 
bewegung des Opelwagens erst durch die Berührung mit dem Anhän­
ger des Lastzuges ausgelöst worden ist» Diese Tatsachenwürdi­
gung zeigt keinen rechtlichen Irrtum» Es kann daher dahinge­
stellt bleiben, ob die von der Revision angegriffene weitere 
Erwägung, mit der das Berufungsgericht die Aussage des Zeugen

und die Angaben des Klagers über die Art und die Dauer 
der Schleuderbewegung würdigt;* zu beanstanden ist»

4o) Fehl geht auch der Angriff der Revision, mit dem sie 
geltend macht, der Anscheinsbeweis greife nach wie vor gegen 
die Beklagten ein, weil einige Umstände, aus denen sich ein 
Verschulden des Beklagten Dr. ArflIB ergeben könne, nicht wi­
derlegt, sondern ungeklärt geblieben seien» Mit dieser Rüge ver­
kennt die Revision das Wesen des Anscheinsbeweises und die An­
forderungen, die an seine Entkräftung zu stellen sind» Hierzu 
ist keineswegs erforderlich, daß die Partei, gegen die zunächst 
der Beweis des ersten Anscheins spricht, alle Behauptungen des 
Gegners widerlegt» Es. genügt vielmehr, daß sie Tatsachen nach- 
v.cist, die auf die ernste Möglichkeit eines anderen als des nach 
der Lebenserfahrung zunächst anzunehmenden Geschehensablaufs 
hinweisen» Daß der hier festgestellte Sachverhalt unter diesen 
Gesichtspunkt ausreicht, um den Anscheinsbeweis auszuräumen, 
hat das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei angenommen» Es ist 
daher zutreffend davon ausgegangen, daß es Aufgabe des Klägers 
war, ein Verschulden des Beklagten Dr» A rflS zu beweisen»
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IIi» Daß sich dieses Verschulden auch ohne Heranziehung 
der Regeln des Anscheinsbeweises aus dem festgestellten Sach­
verhalt ergebe, kann der Revision nicht zugegeben werden,

1. ) Freilich war Dr. Ar^PP verpflichtet, die auf der rech­
ten Fahrbahn fahrenden Kraftwagen sorgfältig darauf zu beobach- 
ten, ob einer von ihnen Anstalten machte, auf die Überholbahn 
herüberzuwechseln und ein anderes Fahrzeug zu überholen. Davon 
ist auch das Berufungsgericht ausgegangen, Nach seiner Meinung 
ist aber nicht bewiesen, daß Br. A r ^ 0  diese Pflicht vernach­
lässigt hat. Es hält vor allem die Behauptung der Beklagten 
nicht für widerlegt, daß der Führer des grünen Lastzuges den 
Winker herausgestellt und gleichzeitig sein Fahrzeug nach 
links gelenkt habe. Dabei stützt es sich auf das Zeit-Weg- 
Diagramm des Sachverständigen Spg^p, das zu dem Ergebnis kos^t, 
Dr. A r ^ B  habe mit der Bremsreaktion begonnen, als er mit sei ­
nem Wagen noch etwa 50 m hinter dem Lastzug gewesen sei; er ha­
be auch erst in diesem Zeitpunkt das Ausscheren des Lastzuges 
erkennen können.

Diese Würdigung gehört dem tatsächlichen Gebiet an und 
zeigt keinen rechtlichen Irrtum. Die von der Revision hervor­
gehobenen Umstände hat das Berufungsgericht nicht übersehen. Es 
hat sic in einer Weise gewürdigt, die keinen Anlaß zu rechtli­
chen Bedenken gibt.

2. ) Die Revision irrt, wenn sie meint, Dr. Arjp^habe 
auf der Überholbahn ganz links fahren müssen. Ihn träfe nur 
ein Verschulden, wenn er bei dam Versuch, den grünen Lastzug 
zu überholen, keinen genügenden Abstand zu diesem Fahrzeug 
eingehalten hätte. Dafür, daß er sich in dieser Weise verkehrs­
widrig verhalten hat, haben sich aber nach der nicht zu bean-

Hfl
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standenden Ansicht des Berufungsgerichts keine ausreichenden 
Anhaltspunkte ergehen«

3o) Schließlich hat das Berufungsgericht auch mit Hecht 
angenommen? daß die Annäherungsgeschwindigkeit des Opelwagens, 
die Br« mit 90 km/st angegeben? der Sachverständige
Spange dagegen auf etwa 120 km/st errechnet hat? nicht zu be­
anstanden ist» Hach der ständigen Rechtsprechung des Bundes­
gerichtshofs braucht ein Kraftfahrer nicht damit zu rechnen? 
daß ein auf der rechten Fahrbahn befindliches Fahrzeug so 
knapp vor ihm auf die Öberholfahrbahn ausbiegen werde? daß 
er zu einer Gefahrbremsung oder auch nur zu einer raschen und 
erheblichen Herabsetzung seiner Geschwindigkeit gezwungen 
wird (Urteil des BGH vom 30. September 1959 - 4 StR 275/59 - 
VRS 18, 36 Hr. 12 und die dort angeführten weiteren Entschei­
dungen)« Baß neben und vor Br. mehrere Kraftwagen auf
der rechten Fahrbahn fuhren, kann entgegen der Meinung der 
Revision keine andere Beurteilung rechtfertigen. Ein Kraft­
fahrer darf auch dann? wenn er sich in einer Gruppe von Fahr­
zeugen bewegt? erst auf die Überholbahn ausbiegen, nachdem 
er sich sorgsam vergewissert hat, daß er nicht ein von hinten 
nahondes schnelleres Fahrzeug gefährdet (BGH aaO). Brauchte 
Br. Ar^^p aber nicht damit zu rechnen? daß einer der in der 
Kolonne fahrenden Kraftwagen plötzlich vor ihm auf die Überhol« 
bahn ausscheren werde? ohne das rechtzeitig durch seine Fahr- 
weise oder durch Winkzeichen anzuzeigen? so kann auch dann? 
wenn er die Überholbahn mit einer Geschwindigkeit von 120 km/st 
befahren hat, hieraus kein Vorwurf gegen ihn hergeleitet wor­
den.

4.) Auch im übrigen lassen die Ausführungen des Berufungs­
gerichts zu der Frage? ob sich Br. schuldhaft Verkehrs-



- 9 -

widrig verhalten hat, keinen Rechtsfehler erkennen«. Das Beru­
fungsgericht hat daher mit Recht angenommen, daß die Beklag­
ten nur nach dem Straßenverkehrsgesetz zur Verantwortung gezo­
gen werden können«

III. Mit ihrem letzten Angriff erstrebt die Revision, daß 
die Schadensersatzpflicht der Beklagten nicht auf die Höchstbe­
träge beschränkt wird, die § 12 des Straßenverkehrsgesetzes 
in seiner Passung vom 19«. Dezember 1952 vorsah. Sie meint, dem 
Kläger seien die erhöhten Sätze des Gesetzes über Maßnahmen auf 
dom Gebiete des Verkehrsrechts und des Verkehrshaftpflichtrechts 
vom 16«, Juli 1957 (BGBl 1 710) zu gewähren. Da der Unfall sich 
am 27o Oktober 1956, also vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
- das ist nach Art» 10 der 19» Juli 1957 - ereignet hat, kann 
der Kläger nach Art. 7 des Gesetzes vom 16. Juli 1957 Schadens­
ersatz bis zur Höhe der neuen Sätze nur verlangen, 11 soweit es 
nach seinen Verhältnissen aus Billigkeitsgründen erforderlich 
ist und dem Ersatzpflichtigen zugemutet werden kann.” Rach der 
Ansicht des Berufungsgerichts sind diese Voraus s et Zungen wegen 
der günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse des Klägers nicht 
gegeben. Gegen diese Beurteilung ist rechtlich nichts einzuv/en- 
den.

Die Revision meint, die erhöhten Beträge seien dem Kläger 
zuzubilligen, weil die wirtschaftliche Lage der Beklagten sehr 
günstig sei und dies bei der Anwendung des Art. 7 des Gesetzes 
vom 16. Juli 1957 ebenfalls berücksichtigt werden müsse. Hier­
in kann der Revision nicht gefolgt werden. Erfordern wie im 
vorliegenden Palle die Verhältnisse des Klägers nicht, daß 
er aus Billigkeitsgründen Schadensersatz bis zur Höhe der neuen 
Sätze erhält, so muß die Anwendung des Art. 7 schon hieran
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scheitern, ohne daß es noch darauf ankommt, ob dem Ersatz­
pflichtigen diese erhöhte Leistung zugemutet werden kann»

IV. Nach alledem erweist sich die Revision des Klägers 
als unbegründet« Sie war daher zurückzuweisen«,

Die Kosten seines erfolglosen Rechtsmittels hat nach 
§ 97 ZPO der Kläger zu tragen.

Engels Hanebeck Dr. Bode

Dr. Hauß Dr. Pfret z s chner
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